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Donnerstag, 3. April 2025Basel-Stadt

«Wir sind auch betroffen»
RiehensGemeindepräsidentin erklärt, warumdie Riehener «Allianz» imBasler Grossen Rat die Steuersenkungs-Vorlagemitversenkte.

Interview: Tobias Gfeller

Der Basler Grosse Rat lehnte
vergangeneWocheeineSteuer-
senkung auf Kantonsebene ab.
Besonders zu redengabdieRol-
le der vier Vertreterinnen und
VertreterdesRiehenerGemein-
derats im Grossen Rat. Ent-
gegen ihrerParteizugehörigkeit
(LDP,FDPundSVP) lehnten sie
den Antrag für eine Steuersen-
kung ab, damit der Gemeinde
Riehen hinsichtlich deren her-
ausforderndenFinanzlagenicht
nochmehrEinnahmenverloren
gehen. Gemeindepräsidentin
Christine Kaufmann (EVP) er-
klärt, weshalb dies nichts mit
Egoismus zu tunhabe – undwa-
rum die Kritik an den bürgerli-
chen Gemeinderätinnen und
Gemeinderäten für sie zu weit
gegangen sei.

DerGemeindeRiehengeht
esmit einemstrukturellen
Defizit finanziell zurzeit
schlecht. FrauKaufmann,
wiegrosswardieErleichte-
rung, als derGrosseRatden
Vorstoss vonLorenzAmiet
(SVP) abgelehnthat?
Christine Kaufmann: Sie war
schon sehr gross, obwohl es
wahrscheinlichwar,dassderAn-
trag nicht überwiesen wird. Ich
habe trotzdem aufgeatmet. Ich
habe es im Vorfeld der Abstim-
mung auch mit der Grossrätin
unddenGrossrätenausderEVP
diskutiertund ihnenmeineSicht
alsGemeindepräsidentinerklärt.

MusstenSie starke
Überzeugungsarbeit leisten?
Nein, siehabenunsereSituation
gesehen. Es geht vor allem dar-
um, zu erkennen, dass es im
Kanton Basel-Stadt noch zwei
Landgemeinden gibt, die von
Entscheiden des Grossen Rats
ebenso betroffen sind.

HabenSiedieMotionauch
imGesamtgemeinderat
besprochen?
Der Regierungsrat hat uns für
eineStellungnahmeeingeladen.
Diese Möglichkeit haben wir
wahrgenommen. Wir haben
darindeutlichStellungbezogen

unddiefinanziellenAuswirkun-
gen für Riehen aufgezeigt.

MitSilvia Schweizer,Daniel
Hettich, FelixWehrli und
StefanSuterhabenvier
bürgerlicheGrossrätinnen
undGrossräte, die zugleich
auchMitglied imRiehener
Gemeinderat sind, die
MotionvonLorenzAmiet
abgelehnt.Dafürwurden sie
aus ihrenParteienkritisiert.
Gingdas für Sie zuweit?
Für mich gingen diese Kritik
und der Druck, der auf sie aus-
geübt wurde, zu weit. Das The-
ma wurde bespielt und auch
quasi mit einer Retourkutsche
gegenRiehengedroht,wennsie
Nein stimmen sollten.

SinddieseKritikundder
Egoismus-Vorwurfnicht
auch irgendwieverständlich,
da inRiehenderEinwohner-
rat unterFederführungder

bürgerlichenParteien inden
vergangenen Jahrenmehrere
Steuersenkungenaufkom-
munalerEbenedurchge-
brachthatund jetzt ver-
hindertwurde, dass es im
ganzenKantonnochmals
eineSteuersenkunggibt?
Mich hat es nicht überrascht,
und ich finde es verständlich,
dass es aufgrund der Rolle der
Gemeinde Riehen und der
Grossrätinnen und Grossräte
aus Riehen Diskussionen gibt.
Mir ging es dann zuweit, als öf-
fentlich Drohungen ausgespro-
chenwurden.Manmussbeden-
ken, dass es indenvergangenen
Jahren auch auf Kantonsebene
zwei – vonRiehenmitgetragene
–Steuersenkungengegebenhat,
diedieRiehenerGemeindekas-
se jährlich fast 7MillionenFran-
ken kosten. Die von Lorenz
Amiet beantragte Steuersen-
kung hätte uns nochmals 12 bis
14 Millionen Franken gekostet.

Das ist bei einem Gesamthaus-
halt von rund 150 Millionen
Franken immens und steckt
mannicht einfach soweg.Eben-
so ist festzuhalten, dassdieRie-
henerinnen und Riehener frü-
her mit ihren Steuern auch
schlechtere Haushaltlagen des
Kantons ihrerseits solidarisch
mitgetragen haben.

DieGeschichtederbeiden
BaslerLandgemeinden
RiehenundBettingen ist
aucheineGeschichte
umAnerkennungund
Beachtung innerhalbder
Kantonspolitik.
Genau. Das ist seit Jahrzehnten
soundwarauchdiesesMalwie-
der der Fall. Fast jeder legiferie-
rende Beschluss auf Kantons-
ebene hat eine Auswirkung auf
Riehen und Bettingen. Dieses
Bewusstsein ist auf verschiede-
nenEbenenundbei verschiede-
nen Themen nicht immer vor-

handen. Es fehlt oft das Be-
wusstsein, dass esnicht nurden
Kanton gibt als eigenständige
Körperschaft und nicht nur die
Stadt mit ihren kommunalen
Fragestellungen. Damit meine
ichnichtdieRegierung, sondern
den Grossen Rat, zu Teilen die
Verwaltung. Man sollte sich bei
Vorstössenauchüberlegen,was
diese für Riehen und Bettingen
bedeuten. Für dieses Verständ-
nis müssen wir aus Riehener
Sicht immer noch kämpfen.

DiebeidenRiehenerGross-
räteDanielHettich (LDP)
undThomasWidmer-Huber
(EVP) fordernnun ineinem
gemeinsamenVorstoss eine
grössereUnabhängigkeit von
KantonundGemeindenbei
der Steuerbelastung ihrer
Steuerpflichtigen.Riehen
undBettingenwaresbis ins
Jahr 2000möglich, progres-
siveSteuertarife fürdie

ihnenzugestandenen
Steuerarten selbst festzule-
genunddieSteuerkurven
selbst zudefinieren.Wäre
das in IhremSinne?Undwas
würdeesbringen,wenndie
Steuersätze inRiehennicht
mehrdirekt andie Steuer-
sätzedesKantonsgekoppelt
wären?
Die aktuelle Lösung im Steuer-
gesetz spiegelt die damaligen
Diskussionen um Steuerunter-
schiede, um den Finanz- und
Lastenausgleich und um eine
Zeit, inderdieFinanzhaushalte
derKörperschaftenganzanders
ausgesehen haben als heute.
Ich will hier keiner möglichen
Lösungvorgreifen, aber ichden-
ke schon,dasseineweniger star-
ke Kopplung oder Berücksich-
tigung der unterschiedlichen
Rahmenbedingungen wünsch-
bar wäre. Auch, damit es nicht
mehr zu solchen Friktionen
kommenmuss.

Uni Basel wirbt US-Forschende nicht gezielt ab
Donald Trump schränkt dieWissenschaftsfreiheit in denUSA ein. KannBasel davon profitieren?

Nora Hoffmann

US-Präsident Donald Trump
zieht die Schrauben auch in der
Forschung an. Die Regierung
streicht die Fördergelder für
Universitäten. Forschende aus
aller Welt sehen die Wissen-
schaftsfreiheit gefährdet.

Grossrätin Sandra Bothe-
Wenk (GLP) will deshalb von
der Basler Regierung mittels
schriftlicher Anfrage wissen,
«wie der Regierungsrat die ak-
tuellen politischenEntwicklun-
gen in denUSA imHinblick auf
möglicheAuswirkungen fürden
Lehr- und Forschungsstandort
Schweiz – und insbesondere für
den Kanton Basel-Stadt be-

urteilt.» Und ob der Regie-
rungsrat Chancen für die Posi-
tionierung Basels als offenen
und diversen Universitäts- und
Wissenschaftsstandort sehe.

Weiter fragt Bothe-Wenk:
«Wie beurteilt der Regierungs-
rat die Rolle internationaler
PartnerschaftenundNetzwerke
der Universität Basel im Ver-
gleich zudennationalenAktivi-
täten zur Standortpositionie-
rung durch Akteure wie Swiss-
universities, das Staatssekre-
tariat für Bildung, Forschung
undInnovation (SBFI), Swissnex
oder das Eidgenössische De-
partement für auswärtigeAnge-
legenheiten (EDA)? Welche
Synergien zwischen lokalenund

nationalen Akteuren können
gezielt gestärkt werden, um die
Sichtbarkeit und Attraktivität
Basel nachhaltig zu erhöhen?»

Doktorierendeam
ehestenbetroffen
Im Schweizerischen Tropen-
und Public Health-Institut
(Swiss TPH) gibt es gemäss lo-
kalen Medienberichten seit
Trumps Amtsantritt mehr Inte-
ressierte aus den USA, die hier
forschenwollen.

Nicht so – bisher – an der
Universität Basel. Diese ver-
zeichnet aktuell keinenachweis-
bare Zunahme von Anfragen
von Forschenden aus den USA,
wie Mediensprecher Matthias

GeeringaufAnfrage sagt.Aller-
dings würden der Universität
Basel Forschungsstellen nicht
einfach vergeben, sondern in
der Regel öffentlich und inter-
national ausgeschrieben. «An-
ders als vielleicht gewisse Uni-
versitäten inEU-Ländernbeab-
sichtigt die Universität Basel
nicht, exzellenteForschendege-
zielt abzuwerben», soGeering.

Und: «Dadurch, dass es sich
bei Karriereentscheiden um
langfristige Entscheide han-
delt,kann nach zwei Monaten
der neuen Regierung im Amt
noch kein Effekt erwartet wer-
den.» Am schnellsten werde
man eine Entwicklung wohl
bei denDoktorierenden sehen,

längerwerde es bei Professuren
dauern.

Der Vertrauensverlust in
das US-Forschungssystem sei
gross und andere forschungs-
starke Länder würden sicher
davon profitieren und exzellen-
te Bewerbungen enthalten –
«einerseits von Forschenden,
die die USA verlassen wollen
respektive müssen und ander-
seits von internationalen For-
schenden, für die eine For-
schungsstelle in denUSAweni-
ger attraktiv oder zu unsicher
geworden ist.» Der Schwei-
zerische Nationalfonds hat
seit 2023 eine Ausschreibung
für Forschungsprojekte der
Schweiz mit den USA.

Christine Kaufmann wünscht sich eine Entkoppelung von Kanton und Gemeinden bei der Steuerbelastung. Bild: Kenneth Nars

Für mehr Autonomie

Wieder mehr Steuerfreiheit für
Riehen und Bettingen – das for-
dern die Grossräte Thomas
Widmer-Huber (EVP) und Daniel
Hettich (LDP). Die zwei Volksver-
treter aus Riehen haben imKan-
tonsparlament einen Anzug ein-
gereicht, der eine «grössere
Unabhängigkeit von Kanton und
Gemeinden bei der Festlegung
der Steuerbelastung der Ein-
wohnerinnen und Einwohner»
zum Thema hat. Bis ins ausge-
hende 20. Jahrhundert hätten
die zwei Basler Landgemeinden
ihre Steuertarife selbst festlegen
dürfen. Doch seit einer Geset-
zesrevision im Jahr 2000 seien
die kommunalen Steuersätze fix
an jene der Stadt gekoppelt. Der
Einwohnerrat kann lediglich den
Steuerfuss festlegen. Widmer-
Huber und Hettich wollen vom
Regierungsrat etwa wissen, was
notwendigwäre, umdenKörper-
schaften wieder mehr Autono-
mie zu gewähren. Die heutige
Regelung führe zu einer «gereiz-
ten Atmosphäre». (bwi)

Regio Basiliensis
für offene Grenzen
Forderung DieRegioBasiliensis
appelliert andienationalenStel-
len in Deutschland, Frankreich
undderSchweiz,bei verstärkten
GrenzkontrollenmitAugenmass
vorzugehen. Diese Forderung
stellte der Verein anlässlich sei-
ner 62. Generalversammlung
vongesternMittwoch inWeil am
Rheinauf.OhneoffeneGrenzen
würde das Zusammenleben im
Dreilandganzandersaussehen.
Danebenmachtmansichbeider
RegioBasiliensisSorgenumden
Fortbestand des EU-Förderpro-
gramms Interreg Oberrhein.
DerBund stellte dieBeteiligung
derSchweiz imRahmendesEnt-
wurfs des Entlastungspakets
2027 in Frage. Man werde sich
gegen diese geplanten Spar-
massnahmenwehren. (bz)


